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Dr. Thomas Petersen 

Institut für Demoskopie Allensbach 

 
 

Protest und die Sorge vor 
Einwanderung 

 
 

In den letzten Wochen und Monaten ist in der 
Öffentlichkeit viel über die Ursachen des Auf-
stiegs der AfD in den Umfragen spekuliert 
worden. Vertreter von Regierung und Opposi-
tion schieben sich gegenseitig und wohl jeweils 
auch mit einer gewissen Berechtigung die 
Schuld an der Entwicklung zu. Manche, vor 
allem Vertreter des linken Spektrums, warnen 
vor einem allgemeinen Rechtsruck in der Ge-
sellschaft, andere betonen, dass bei Weitem 
nicht alle AfD-Anhänger Rechtsradikale seien 
und stattdessen für viele Bürger Protest gegen 
die etablierten Parteien ein wesentliches Motiv 
sei, sich der AfD zuzuwenden. 
 
Letzteres ist anscheinend tatsächlich der Fall, 
und zwar in einem erheblich größeren Ausmaß, 
als oft angenommen wird. Darauf deuten die 
Ergebnisse der aktuellen Repräsentativumfrage 
des Instituts für Demoskopie Allensbach im 
Auftrag dieser Zeitung hin. 
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In diese Umfrage war eine sogenannte Rechts-
extremismus-Skala integriert. Hierbei wurden 
den Befragten zehn verschiedene politische 
Aussagen vorgelegt mit der Bitte anzugeben, ob 
sie ihnen zustimmen oder nicht. Unter diesen 
Aussagen befanden sich einige, die politisch   
eher rechte Einstellungen beschrieben, wie z. B. 
„Es gibt zu viele Ausländer in Deutschland“  
oder „Die Deutschen haben in der Geschichte 
mehr geleistet als viele andere Völker“, allge-
mein populistische Positionen wie „Wir leben 
nur scheinbar in einer Demokratie. Tatsächlich 
haben die Bürger nichts zu sagen“ und auch 
einige Punkte, die Gewalt legitimieren, wie 
„Manchmal muss man sich gegen die Vertreter 
des Systems mit Gewalt zur Wehr setzen“, aus-
serdem eindeutig rechtsradikale Aussagen wie 
„Juden haben zu viel Macht auf dieser Welt.“ 
Für die Skala ist nun nicht entscheidend, welche 
der insgesamt zehn Aussagen der Befragte 
konkret auswählt, sondern wie viele. Natürlich 
ist bei Weitem nicht jeder, der der Ansicht ist, 
dass wir nur scheinbar in einer Demokratie le-
ben, allein schon deswegen als rechtsradikal 
einzuordnen. Aber man wird praktisch keinen 
Rechtsradikalen finden, der dieser Aussage 
nicht zustimmt.  
 
Wer mindestens sieben der zehn Aussagen in 
der Skala zustimmt, kann als wahrscheinlich 
rechtsradikal eingestuft werden. Wer zwischen 
vier und sechs Aussagen auswählt, als zwar 
nicht rechtsradikal im engeren Sinne, aber doch 
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als Person mit ausgeprägt rechten, teils autoritä-
ren Ansichten.  
 
Nach dem gleichen Prinzip wurde auch eine 
Linksradikalismus-Skala konstruiert. Mit Hilfe 
dieser beiden Skalen lässt sich nun die politi-
sche Position und der Grad der Radikalität der 
Befragten feststellen, unabhängig von ihrer ge-
äußerten Parteisympathie. Das Ergebnis der 
entsprechenden Analysen zeigt, dass derzeit 2 
Prozent der Bevölkerung rechtsradikal sind, 
weitere 12 Prozent haben ausgeprägt rechte, 
teils autoritäre politische Ansichten. Ihnen ste-
hen am anderen Ende des politischen Spekt-
rums 2 Prozent Linksradikale und 7 Prozent 
teilweise autoritär denkende ausgeprägt Linke 
gegenüber. Diese Zahlen unterscheiden sich 
nicht wesentlich von denen, die mit dem 
gleichen Untersuchungsinstrument Anfang des 
Jahres 2019 ermittelt wurden. Die Zahl der 
Radikalen in der Bevölkerung hat in jüngster 
Zeit also nicht zugenommen. Der Anstieg der 
Zahl der AfD-Sympathisanten muss andere 
Gründe haben. 
 
Interessant ist in diesem Zusammenhang auch 
ein Blick auf Position der AfD-Anhänger auf 
der Radikalismus-Skala: Praktisch alle Rechts-
radikalen nannten in der vorliegenden Umfrage 
die AfD als die ihnen sympathischste Partei. 
Unter den AfD-Anhängern machen sie 13 Pro-
zent aus. Weitere 43 Prozent der Anhänger der 
Partei fallen in die Kategorie der ausgeprägt 
rechts Denkenden. Damit bleiben immerhin 44 

Schaubild 1 

Schaubild 1 
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Prozent übrig, die keine ausgeprägt rechte poli-
tische Position einnehmen. Was bringt diese 
Menschen dazu, sich dennoch der AfD 
zuzuwenden? 
 
Aufschluss bietet hier das Ergebnis einer Frage 
nach den aktuell größten Sorgen der Menschen. 
Hier überreichten die Interviewer eine Liste mit 
insgesamt 20 Punkten zur Auswahl. An der 
Spitze der Rangliste der Sorgen standen, wie 
stets seit dem letzten Jahr, die Inflation, von der 
78 Prozent der Befragten sagten, dass sie ihnen 
große Sorge mache, und der Krieg in der Ukra-
ine, genannt von 72 Prozent. Es folgten mit 61 
Prozent der Punkt „Dass die Lage in Europa 
und der Welt immer unberechenbarer wird“ und 
eine Reihe von weiteren Punkten, von denen 
jeweils etwa die Hälfte der Befragten angab, 
dass sie ihnen große Sorgen machten, unter 
ihnen die wachsende Zahl von Flüchtlingen, der 
Klimawandel und die Kriminalität. 
 
Kontrastiert man nun die Antworten der AfD-
Anhänger, die nach der Analyse mithilfe der 
Radikalismus-Skala keine ausgeprägt rechte 
Gesinnung haben, mit denen der Gesamtbevöl-
kerung, stechen zwei Punkte heraus: Nicht aus-
geprägt rechte AfD-Anhänger sagten zu 87 
Prozent, es mache ihnen große Sorgen, dass 
immer mehr Flüchtlinge nach Deutschland 
kommen, 31 Prozentpunkte mehr als bei der 
Gesamtbevölkerung, und 73 Prozent zeigten 
sich sehr besorgt darüber, „dass Gewalt und 
Kriminalität zunehmen“, das sind 22 Prozent-

Schaubild 2 

Schaubild 2 
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punkte mehr als bei den Befragten insgesamt. 
Angesichts der Deutlichkeit dieses Ergebnisses 
kann man als sicher annehmen, dass in der 
Einwanderungspolitik und im hiermit 
verbundenen Thema der inneren Sicherheit ein 
Schlüssel zum Verständnis des Aufstiegs der 
AfD liegt. Das in der Medienberichterstattung 
so prominent behandelte Thema Klimawandel 
macht der Bevölkerungsgruppe der nicht 
ausgeprägt rechten AfD-Anhänger dagegen 
weitaus weniger Sorgen als der Bevölkerung 
insgesamt. Vor diesem Hintergrund ist es 
verständlich, wenn viele dieser Menschen das 
Gefühl entwickeln, ihre Sorgen würden von den 
Medien nicht ernstgenommen. 
 
Bestätigt wird der Befund durch das Ergebnis 
einer Frage, die denen gestellt wurde, die anga-
ben, sie könnten sich vorstellen, bei einer der 
nächsten Wahlen einmal die AfD zu wählen, 
das waren 22 Prozent der Befragten insgesamt. 
Die Frage lautete: „Aus welchen Gründen 
könnten Sie sich vorstellen, die AfD zu wählen, 
was spricht aus Ihrer Sicht für die AfD?“ Unter 
den zur Auswahl gestellten zehn Gründen 
wählten mehr als drei Viertel der Befragten (78 
Prozent) den Punkt „Mit der Wahl der AfD 
könnte ich ein Zeichen setzen, dass ich mit der 
derzeitigen Politik unzufrieden bin“ aus. 
Jeweils 71 Prozent entschieden sich für die 
Aussagen „Die AfD hat als einzige Partei ein 
vernünftiges Konzept für die Einwanderung 
nach Deutschland“ und „Ich habe das Gefühl, 
unter der Führung der anderen Parteien geht das 

Schaubild 3 
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Land den Bach runter“. Immerhin 61 Prozent 
wählten den Punkt „Da gibt es noch Politiker, 
die so sprechen wie normale Leute“ aus. 
 
Sehr deutlich zeichnen sich hier die drei wich-
tigsten inhaltlichen Gründe der Zuwendung zur 
AfD ab: Erstens erneut das Thema Einwande-
rung, zweitens eine gewisse apokalyptische 
Grundeinstellung, das Gefühl, die Gesellschaft 
treibe auf eine Katastrophe zu, wenn nicht mit 
energischen Mitteln gegengesteuert wird. Die-
ses Motiv ist typisch für die Zuwendung zu 
radikalen Bewegungen jedweder Art, wie man 
beispielsweise am anderen Ende der politischen 
Skala auch bei der „Letzten Generation“ be-
obachten kann. Wie eng diese apokalyptische 
Grundeinstellung mit der Sympathie zur AfD 
verbunden ist, zeigt auch das Ergebnis einer 
anderen Frage, bei der die Zustimmung zu der 
folgenden Aussage erhoben wurde: „Ich bin 
fest davon überzeugt, dass unsere Gesellschaft 
unaufhaltsam auf eine ganz große Krise zusteu-
ert. Mit den derzeitigen politischen 
Möglichkeiten können wir die Probleme nicht 
lösen. Das schaffen wir nur, wenn wir unser 
politisches System grundlegend ändern.“ 
Dieser Aussage stimmten in der Umfrage 30 
Prozent der Befragten insgesamt zu, aber 62 
Prozent der AfD-Anhänger. 
 
Das dritte wichtige Motiv der Zuwendung zur 
AfD ist schließlich der Eindruck, es mit einer 
zunehmend abgehobenen politischen und intel-
lektuellen Elite zu tun zu haben, die die Sorgen 

Schaubild 4 
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der Bürger nicht mehr versteht und auch nicht 
Willens oder in der Lage ist, sich mit ihnen zu 
verständigen. Daraus erwächst offensichtlich 
bei vielen das Bedürfnis nach Protest, es „de-
nen“ einmal richtig zu zeigen. 
 
Andere Motive wie die Unzufriedenheit mit der 
Russland-Politik der anderen Parteien 
rangieren deutlich hinter den genannten drei 
Punkten. Und dass sie von der AfD und ihren 
Positionen überzeugt seien, meinte nur jeder 
Dritte derjenigen, die sich vorstellen können, 
die Partei zu wählen. 
 
Die Gesamteinstellung der Bevölkerung zur 
AfD hat sich in den letzten Jahren weniger ge-
ändert, als man angesichts der derzeitigen Stär-
ke der Partei annehmen könnte. Auf die Frage 
„Halten Sie die AfD für eine normale demokra-
tische Partei, oder haben Sie da Zweifel?“ ant-
worteten in der aktuellen Umfrage 20 Prozent 
der Befragten insgesamt, sie hielten die Partei 
für demokratisch, 71 Prozent äußerten Zweifel. 
Die Zahlen unterscheiden sich nicht stark von 
denen, die in den letzten Jahren ermittelt wur-
den. Allerdings ist in Ostdeutschland die Zahl 
derjenigen, die die AfD als eine normale demo-
kratische Partei ansehen, seit dem Jahr 2016 
langsam aber beharrlich von 21 auf 32 Prozent 
gestiegen. Doch auch hier sagt auch heute noch 
eine klare Mehrheit von 54 Prozent, sie hätten 
Zweifel daran. Die Zahl derjenigen, die 
ausdrücklich sagen, sie hielten die AfD für eine 
rechtsextreme Partei, liegt bei 55 Prozent und 

Schaubild 3 

Tabelle A 1  

Tabelle A 2 

Schaubild 5  
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damit ungefähr auf dem gleichen Niveau wie in 
den Vorjahren, der Anteil derer, die die Partei 
für eine ernste Gefahr für die Demokratie 
halten, ist seit dem Jahr 2017 deutlich von 30 
auf 42 Prozent gestiegen. Von einer auf breiter 
Front wachsenden Akzeptanz der Partei in der 
Bevölkerung ist wenig zu erkennen. Auch die 
Zahl derjenigen, die sagen, für sie käme eine 
Wahl der AfD dezidiert nicht in Frage, liegt 
derzeit mit 61 Prozent auf ungefähr dem glei-
chen Niveau wie schon im vergangenen Jahr-
zehnt.  
 
Die Stärke der Partei speist sich nicht daraus, 
dass sie als besonders sympathisch oder gar 
kompetent wahrgenommen wird, sondern weit-
aus überwiegend aus dem Bedürfnis nach Pro-
test gegen die von weiten Teilen der Bevölke-
rung – weit über den Sympathisantenkreis der 
AfD hinaus – als katastrophal empfundene 
Einwanderungspolitik. Solange es der Politik 
nicht gelingt, dieses Problem in den Griff zu 
bekommen und solange sie nicht aufhört, bei 
den Bürgern den Eindruck zu erwecken, sie 
behandele jeden, der sich wegen der großen 
Einwandererzahlen Sorgen macht, mit Herab-
lassung und moralisierendem Hochmut, werden 
die Lockrufe der AfD weiterhin auf fruchtbaren 
Boden fallen. 
 

 

Tabelle A 3 

Tabelle A 4 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Anzahl der Befragten:  1026 

Befragungszeitraum: 4.08. bis 16.08.2023 

Methode: Repräsentative Quotenauswahl 

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face) 



 

 

 

 
A n h a n g t a b e l l e n 



 

 

 
Die AfD wird seit einigen Jahren mehrheitlich 
nicht als normale demokratische 
Partei wahrgenommen 
  
 
 
 
FRAGE: "Halten Sie die AfD für eine normale demokratische Partei, oder haben 

Sie da Zweifel?" 
 
 
 
 
 
 Bevölkerung insgesamt 
 ---------------------------------------- 
 Januar Oktober August  
 2015 2019 2023 
 % % % 
 
Normale demokratische Partei .................................. 22...............21 ............ 20 
 
Habe Zweifel ............................................................. 62...............63 ............ 71 
 
Unentschieden .......................................................    16............   16 ...........    9 
 100 100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 

Tabelle A 1 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletzt 12074 



 

 

 
Die AfD gilt nach wie vor mehrheitlich 
als rechtsextrem 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Ist die AfD in Ihren Augen eine rechtsextreme Partei, oder würden Sie 

das so nicht sagen?“ 
 
 
 
 Bevölkerung insgesamt 
 ---------------------------------------- 
 Oktober März August  
 2018 2020 2023 
 
 % % % 
 
Ist rechtsextrem ......................................................... 54...............65 ............ 55 
 
Würde ich so nicht sagen .......................................... 29...............24 ............ 30 
 
Unentschieden .......................................................    17............   11 .........    15 
 100 100 100 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12074, August 2023 

Tabelle A 2 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 



 

 

 
Gefahr für unser Land? 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Sehen Sie in der AfD eine ernsthafte Gefahr für unser Land, oder ist 

das übertrieben? " 
 
 
 
 
 
 Bevölkerung insgesamt 
 --------------------------------- 
 Mai  August 
 2017 2023 
 
 % % 
 
Ernsthafte Gefahr .......................................................... 30 .................. 42 
 
Ist übertrieben ............................................................... 57 .................. 42 
 
Unentschieden ............................................................   13 ................   16 
 100 100 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 3 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11071, 12074 



 

 

 
AfD ist für die meisten weiterhin nicht wählbar 
 
 
 
 
FRAGE: "Könnten Sie sich vorstellen, dass Sie bei irgendeiner Wahl, egal ob 

Bundestagswahl, Landtagswahl, Kommunalwahl oder Europawahl, in 
den nächsten Jahren einmal die AfD, die ‚Alternative für Deutschland“, 
wählen, oder käme das für Sie nicht in Frage?" 

 
 
 
 
   Bevölkerung insgesamt 
   ----------------------------------------------------------- 
   Oktober August Mai August 
   2013 2015 2017 2023 
 
   % % % % 
 
Ja, könnte mir das vorstellen .................. 19.................8............ 15 .............. 22 
 
Käme für mich nicht in Frage ................. 49............... 68............ 68 .............. 61 
 
Wähle nicht ..............................................5.................6.............. 5 ................ 4 
 
Bin nicht wahlberechtigt ...........................2.................2.............. 2 ................ 3 
 
Unentschieden .....................................   25.............   16..........   10 ............   10 
   100 100 100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 4 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletzt 12074 



2017: Jahresdurchschnitt 36,0 ....9,0...25,0 .....8,5 ....8,5......9,0 ..4,0

2018: Jahresdurchschnitt 31,5 ....9,5...19,0 ....13,0 ....9,5.....13,5 ..4,0

2019: Jahresdurchschnitt 30,0 ....7,5...16,0 ....20,5 ....8,0.....13,0 ..5,0

2020: Jahresdurchschnitt.35,5 ....6,5...16,0 ....20,0 ....7,5.....10,0 ..4,5

2021: 1. - 14. Oktober...21,0 ...14,0...28,0 ....15,0 ....5,0......9,5 ..7,5
29.Okt.-11.Nov.....23,0 ...14,0...27,0 ....15,0 ....5,5......9,5 ..6,0
1. - 15. Dezember..24,0 ...13,0...26,0 ....15,0 ....5,0.....10,5 ..6,5

2022: 6. - 20. Januar ...23,0 ...12,5...27,5 ....14,5 ....5,5.....10,0 ..7,0
3. - 16. Februar...27,0 ...10,5...25,0 ....15,0 ....6,0.....10,0 ..6,5
9. - 21. März......25,0 ...10,5...25,0 ....17,0 ....5,0.....10,0 ..7,5
25. März - 6. Apr..24,0 ....9,0...28,0 ....17,0 ....6,0......9,0 ..7,0
6. - 18. Mai.......29,0 ....8,0...24,0 ....20,5 ....4,5......9,0 ..5,0
3. - 17. Juni......27,0 ....8,0...23,0 ....22,0 ....4,5.....10,0 ..5,5
8. - 21. Juli......27,5 ....7,0...22,0 ....22,0 ....5,0.....11,0 ..5,5
5. - 18. August....29,0 ....8,0...19,5 ....21,0 ....5,0.....12,0 ..5,5
1. - 14. September.30,0 ....7,0...20,0 ....19,0 ....5,5.....13,0 ..5,5
1. - 13. Oktober...30,5 ....7,0...19,0 ....19,0 ....5,0.....14,0 ..5,5
5. - 17. November..29,5 ....7,0...20,0 ....20,0 ....4,0.....14,0 ..5,5
2. - 15. Dezember..30,0 ....7,5...22,0 ....18,0 ....4,5.....12,0 ..6,0

2023: 5. - 18. Januar....31,0 ....6,0...21,0 ....17,0 ....4,5.....14,0 ..6,5
27. Jan. - 9. Febr.30,0 ....7,5...22,5 ....16,0 ....4,0.....14,0 ..6,0
2. - 15. März......31,0 ....6,5...21,0 ....16,0 ....4,5.....15,0 ..6,0
3. - 18. April.....31,0 ....7,5...20,0 ....15,0 ....5,0.....16,0 ..5,5
28. April-10. Mai..32,0 ....8,0...18,0 ....16,0 ....5,0.....15,0 ..6,0
9. bis 22. Juni....31,0 ....8,0...19,0 ....15,0 ....4,0.....17,0 ..6,0
7. bis 19. Juli....29,0 ....7,0...19,0 ....16,0 ....4,0.....18,0 ..7,0
4. - 16. August....29,0 ....7,0...19,0 ....14,0 ....5,0.....19,0 ..7,0

Befragt wurden persönlich-mündlich insgesamt 1.026 Personen.

Bei dieser Stichprobengröße beträgt die Fehlerspanne bei einem Anteilswert 
von 30 Prozent rund +/- 3 Prozentpunkte und bei einem Anteilswert von 
10 Prozent rund +/- 2 Prozentpunkte.

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, IfD-Umfrage 12074

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE

% % % % % % %

Bundestagswahl
24.9.2017 ...............32,9 ...10,7...20,5 .....8,9 ....9,2.....12,6 ..5,2

Bundestagswahl
26.9.2021 ...............24,1 ...11,5...25,7 ....14,8 ....4,9.....10,3 ..8,7
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 196 

vom 24. August 2023, S. 10, unter dem Titel:  

 

"Einwanderung stärkt die AfD. Als sympathisch oder 

gar kompetent gilt sie nicht, aber als Ventil für 

Protest."  
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Sarah JONES Foto dpa

Sarah Jones ist Wissenschaftlerin. 
Das merkt man der Achtundfünfzig-
jährigen sofort an. Unaufgeregt und 
ruhig spricht die neue Präsidentin des 
Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
über  das Wetter,  die Vorhersage, das 
Klima und die Herausforderungen, 
vor denen sie als oberste Meteorolo-
gin des Landes steht. Als erste Frau 
hat die Britin, die inzwischen auch 
die deutsche Staatsangehörigkeit hat, 
das Amt Anfang August übernom-
men – aber auch dieser Umstand ist 
ihr nur eine knappe Bemerkung wert: 
„Als Frau gehe ich vielleicht an be-
stimmte Situationen anders heran. 
Entscheidend sollte aber die Kompe-
tenz in Meteorologie und Klimatolo-
gie sein, die ich mitbringe.“

Wie ihr Vorgänger Gerhard Adrian, 
der nach 13 Jahren an der Spitze der   
in Offenbach angesiedelten Bundes-
behörde mit ihren gut 2200 Mitarbei-
tern  in den Ruhestand trat, ist Jones 
ein von der Wissenschaft geprägter 
Mensch, der mit Bedacht formuliert 
und sich stets an die Fakten hält.  Wie 
ihr Vorgänger hat Jones vor ihrer Be-
rufung zur DWD-Präsidentin seit 
2011 als  Vorstandsmitglied den Ge-
schäftsbereich Forschung und Ent-
wicklung geleitet – als Nachfolgerin 
von Adrian. Und diese personelle 
Kontinuität spiegelt sich auch in ihren 
Aufgaben: Zu ihrem  Arbeitsgebiet als 
Forschungschefin zählte unter ande-
rem die Verbesserung der Wettervor-
hersagen und der Klima- und Umwelt-
Analysen des DWD – Themen, die 
auch jetzt ganz oben auf ihrer Agenda 
stehen. Aus ihrer Sicht müssen die 
Meteorologen die „Werkzeuge“, die 
ihnen  für die Wetter- und Klimapro -
gnose zur Verfügung stehen, kontinu-
ierlich weiterentwickeln.  Dazu zählt 
sie ausdrücklich auch der Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz.

Geboren wurde Sarah Jones 1965 
in Bromborough nahe Liverpool. Sie 
begann ihre wissenschaftliche Aus-
bildung mit dem Physikstudium in 
Birmingham, 1990 wurde sie an der 
Universität Reading im Fach Meteo-
rologie promoviert. Von 1990 an 
arbeitete sie am Meteorologischen 
Institut der Ludwig-Maximilians-
Universität München, wo sie sich 
2003 mit einer Arbeit über tropische 
Tiefdruckgebiete und deren Auswir-
kungen in mittleren Breiten habili-
tierte. Von 2004 bis 2012 lehrte sie 
als Universitätsprofessorin am Karls-
ruher Institut für Technologie. 

Die Mutter zweier Töchter war im 
Laufe ihrer Karriere Mitglied  zahlrei-
cher internationaler Vereinigungen 
und Gremien, zuletzt auch Vorsitzen-
de der wissenschaftlichen Steuerungs-
gruppe des World Weather Research 
Programmes bei der UN-Weltorgani-
sation für Meteorologie. Nicht zuletzt 
deshalb dürfte Bundesverkehrsminis-
ter Volker Wissing (FDP), der als 
Dienstherr für den DWD zuständig 
ist, bei der Berufung von Jones als  
international renommierter und ver-
netzter Meteorologin geschwärmt ha-
ben. PETER BADENHOP

Den Fakten 
verpflichtet

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach/F.A.Z.-Grafik Niebel

Sorgen, gefühlte Apokalypsen und die AfD
Was macht Ihnen hiervon große Sorgen? Frage an Personen, die sich vorstellen 

können, AfD zu wählen: 
Was spricht für die AfD? (Listenvorlage)

in %

Nein

Ja

Steuern wir auf eine ganz große Krise zu,
die nur durch Systemwechsel lösbar ist?

Ist die AfD eine ganz normale Partei?
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Bevölkerung gesamt
Nicht ausgeprägt 
rechte AfD-Anhänger

Inflation

Ukrainekrieg

Unberechenbare Welt-/Europalage

Kann Zeichen der Ablehnung der Politik setzen

Nur AfD hat vernünftiges Einwanderungskonzept

Unter anderen Parteien geht Land den Bach runter

AfD-Politiker sprechen so wie normale Leute

Lehne Russlandpolitik der anderen Parteien ab

Flüchtlingszustrom nach Deutschland

Verwicklung in militärische Konflikte

Klimawandel

GesamtJa Nein

CDU/
CSU

SPD Die
Grünen

Die
Linke

AfD

West

Ost

West

Ost

FDP

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 4. bis 16. August, 1026 Befragte, gerundete Angaben./F.A.Z.-Grafik Niebel

Die Stärke der Parteien

Grüne

Linke

AfD

CDU/CSU

Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie wählen?
(Zweitstimmen-Ergebnisse in Prozent)

26.9.21

Bundestagswahl
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14,0
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S
eit einiger Zeit ist  viel über die 
Ursachen des Aufstiegs der AfD 
in  Umfragen spekuliert worden. 
Vertreter von Regierung und Op-

position schieben sich gegenseitig und 
wohl jeweils auch mit einer gewissen Be-
rechtigung die Schuld an der Entwicklung 
zu. Manche, vor allem Vertreter des linken 
Spektrums, warnen vor einem allgemei-
nen Rechtsruck in der Gesellschaft, ande-
re betonen, dass bei Weitem nicht alle 
AfD-Anhänger Rechtsradikale seien und 
stattdessen für viele Bürger Protest gegen 
die etablierten Parteien ein wesentliches 
Motiv sei, sich der AfD zuzuwenden.

Letzteres ist anscheinend tatsächlich 
der Fall, und zwar in einem erheblich grö-
ßeren Ausmaß, als oft angenommen 
wird. Darauf deuten die Ergebnisse der 
aktuellen Repräsentativumfrage des Ins-
tituts für Demoskopie Allensbach im 
Auf trag der F.A.Z. hin.

In diese Umfrage war eine sogenannte 
Rechtsextremismus-Skala integriert. 
Hierbei wurden den Befragten zehn ver-
schiedene politische Aussagen vorgelegt, 
mit der Bitte, anzugeben, ob sie ihnen zu-
stimmen oder nicht. Unter diesen Aus -
sagen befanden sich einige, die politisch 
eher rechte Einstellungen beschrieben, 
wie  „Es gibt zu viele Ausländer in 
Deutschland“ oder „Die Deutschen ha-
ben in der Geschichte mehr geleistet als 
viele andere Völker“, allgemein populis-
tische Positionen wie „Wir leben nur 
scheinbar in einer Demokratie. Tatsäch-
lich haben die Bürger nichts zu sagen“ 
und auch einige Punkte, die Gewalt legi-
timieren wie „Manchmal muss man sich 
gegen die Vertreter des Systems mit Ge-
walt zur Wehr setzen“, außerdem eindeu-
tig rechtsradikale Aussagen wie „Juden 
haben zu viel Macht auf dieser Welt.“ 

Für die Skala ist nicht entscheidend, 
welche der insgesamt zehn Aussagen der 
Befragte konkret auswählt, sondern wie 
viele. Natürlich ist nicht jeder, der meint, 
dass wir nur scheinbar in einer Demo-
kratie leben, allein  deswegen als rechts-
radikal einzuordnen. Aber man wird 
praktisch keinen Rechtsradikalen finden, 
der dieser Aussage nicht zustimmt. 

Wer mindestens sieben der zehn Aussa-
gen in der Skala zustimmt, kann als wahr-
scheinlich rechtsradikal eingestuft werden. 
Wer zwischen vier und sechs Aussagen aus-
wählt, als zwar nicht rechtsradikal im enge-
ren Sinne, aber doch als Person mit ausge-
prägt rechten, teils autoritären Ansichten. 

Nach dem gleichen Prinzip wurde 
auch eine Linksradikalismus-Skala kons -
truiert. Mithilfe dieser beiden Skalen las-
sen sich nun die politische Position und 
der Grad der Radikalität der Befragten 
feststellen, unabhängig von ihrer geäu-
ßerten Parteisympathie. Das Ergebnis 
der entsprechenden Analysen zeigt, dass 
derzeit zwei Prozent der Bevölkerung 
rechtsradikal sind, weitere 12 Prozent 
ha ben ausgeprägt rechte, teils autoritäre 
politische Ansichten. Ihnen stehen am 
anderen Ende des politischen Spektrums 
ein Prozent Links radikale und sieben 
Prozent teilweise autoritär denkende 
ausgeprägt Linke gegenüber.  Diese Zah-
len unterscheiden sich nicht wesentlich 
von denen, die mit dem gleichen Unter-
suchungsinstrument Anfang 2019 ermit-
telt wurden. Die Zahl der Radikalen  hat 
in jüngster Zeit also nicht zugenommen. 
Der Anstieg der Zahl der AfD-Sympathi-
santen muss andere Gründe haben.

Interessant ist  auch ein Blick auf Posi-
tion der AfD-Anhänger auf der Radika-
lismus-Skala: Praktisch alle Rechtsradi-
kalen nannten in der vorliegenden Um -
frage die AfD als die ihnen sympa -
thischste Partei. Unter den AfD-An -
hängern machen sie 13 Prozent aus. Wei -
tere 43 Prozent der Anhänger der Partei 
fallen in die Kategorie der ausgeprägt 
rechts Denkenden. Damit bleiben im-
merhin 44 Prozent übrig, die keine ausge-
prägt rechte politische Position einneh-
men. Was bringt diese Menschen dazu, 
sich dennoch der AfD zuzuwenden?

Aufschluss bietet hier das Ergebnis 
einer Frage nach den aktuell größten Sor-
gen der Menschen. Hier überreichten die 
Interviewer eine Liste mit  20 Punkten zur 

Auswahl. An der Spitze der Rangliste der 
Sorgen standen, wie stets seit vorigem 
Jahr, die Inflation, von der 78 Prozent 
sagten, dass sie ihnen große Sorge ma-
che, und der Krieg in der Ukraine, ge-
nannt von 72 Prozent. Es folgten mit 
61 Prozent der Punkt „Dass die Lage in 
Europa und der Welt immer unberechen-
barer wird“ und eine Reihe von weiteren 
Punkten, von denen jeweils etwa die 
Hälfte der Befragten angab, dass sie ih-
nen große Sorgen machten, unter ihnen 
die wachsende Zahl von Flüchtlingen, 
der Klimawandel und die Kriminalität.

K
ontrastiert man nun die Ant-
worten der AfD-Anhänger, 
die nach der Analyse mithilfe 
der Radikalismus-Skala keine 

ausgeprägt rechte Gesinnung haben, mit 
denen der Gesamtbevölkerung, stechen 
zwei Punkte heraus: Nicht ausgeprägt 
rechte AfD-Anhänger sagten zu 87 Pro-
zent, es mache ihnen große Sorgen, dass 
immer mehr Flüchtlinge nach Deutsch-
land kommen, 31 Prozentpunkte mehr 
als bei der Gesamtbevölkerung,  73 Pro-
zent zeigten sich sehr besorgt darüber, 
„dass Gewalt und Kriminalität zuneh-
men“, das sind 22 Prozentpunkte mehr 
als bei den Befragten insgesamt. Ange-

sichts der Deutlichkeit dieses Ergebnisses 
kann man als sicher annehmen, dass in 
der Einwanderungspolitik und im hier-
mit verbundenen Thema der inneren Si-
cherheit ein Schlüssel zum Verständnis 
des Aufstiegs der AfD liegt. Das in der 
Medienberichterstattung  prominent be-
handelte Thema Klimawandel macht der 
Bevölkerungsgruppe der nicht ausge-
prägt rechten AfD-Anhänger dagegen 
weitaus weniger Sorgen als der Bevölke-
rung insgesamt. Vor diesem Hintergrund 
ist es verständlich, wenn viele dieser 
Menschen glauben, ihre Sorgen würden 
von den Medien nicht ernstgenommen.

Bestätigt wird der Befund durch das 
Ergebnis einer Frage, die denen gestellt 
wurde, die angaben, sie könnten sich vor-
stellen, bei einer der nächsten Wahlen 
die AfD zu wählen, das waren 22 Prozent 
der Befragten. Die Frage lautete: „Aus 
welchen Gründen könnten Sie sich vor-
stellen, die AfD zu wählen, was spricht 
aus Ihrer Sicht für die AfD?“ Unter den 
zur Auswahl gestellten zehn Gründen 
wählten mehr als drei Viertel  (78 Pro-
zent) den Punkt „Mit der Wahl der AfD 
könnte ich ein Zeichen setzen, dass ich 
mit der derzeitigen Politik unzufrieden 
bin“ aus. Jeweils 71 Prozent entschieden 
sich für die Aussagen „Die AfD hat als 

einzige Partei ein vernünftiges Konzept 
für die Einwanderung nach Deutschland“ 
und „Ich habe das Gefühl, unter der Füh-
rung der anderen Parteien geht das Land 
den Bach runter“.  61 Prozent wählten 
den Punkt „Da gibt es noch Politiker, die 
so sprechen wie normale Leute“ aus.

D
eutlich zeichnen sich hier die 
drei wichtigsten inhaltlichen 
Gründe der Hinwendung zur 
AfD ab: Erstens erneut das 

Thema Einwanderung, zweitens eine ge-
wisse apokalyptische Grundeinstellung, 
das Gefühl, die Gesellschaft treibe auf 
eine Katastrophe zu, wenn nicht  ener-
gisch gegengesteuert wird. Dieses Motiv 
ist typisch für die Zuwendung zu radika-
len Bewegungen aller Art, wie man  am 
anderen Ende der politischen Skala auch 
bei der Letzten Generation beobachten 
kann. Wie eng diese apokalyptische 
Grundeinstellung mit der Sympathie für 
die AfD verbunden ist, zeigt auch das Er-
gebnis einer anderen Frage, bei der die 
Zustimmung zu der folgenden Aussage 
erhoben wurde: „Ich bin fest davon über-
zeugt, dass unsere Gesellschaft unauf-
haltsam auf eine ganz große Krise zu-
steuert. Mit den derzeitigen politischen 
Möglichkeiten können wir die Probleme 
nicht lösen. Das schaffen wir nur, wenn 
wir unser politisches System grundlegend 
ändern.“ Dem stimmten in der Umfrage 
30 Prozent der Befragten insgesamt zu, 
aber 62 Prozent der AfD-Anhänger.

Das dritte wichtige Motiv der Zuwen-
dung zur AfD ist  der Eindruck, es mit ei ner 
zunehmend abgehobenen politischen und 
intellektuellen Elite zu tun zu haben, die 
die Sorgen der Bürger nicht mehr versteht 
und auch nicht willens oder in der Lage ist, 
sich mit ihnen zu verständigen. Daraus er-
wächst offenbar bei vielen das Bedürfnis, 
es „denen“ einmal richtig zu zeigen.

Andere Motive wie die Unzufrieden-
heit mit der Russlandpolitik der anderen 
Parteien rangieren deutlich hinter diesen 
drei Punkten. Und dass sie von der AfD 
und ihren Positionen überzeugt seien, 
meinte nur jeder Dritte derer, die sich 
vorstellen können, die Partei zu wählen.

Die Gesamteinstellung  zur AfD hat sich 
in den letzten Jahren weniger geändert, 
als man angesichts der derzeitigen Stärke 
der Partei annehmen könnte. Auf die Fra-
ge „Halten Sie die AfD für eine normale 
demokratische Partei, oder haben Sie da 
Zweifel?“ antworteten jetzt  20 Prozent, sie 
hielten die Partei für demokratisch, 71 
Prozent äußerten Zweifel. Die Zahlen 
unterscheiden sich nicht stark von denen, 
die in den letzten Jahren ermittelt wurden. 
Allerdings ist in Ostdeutschland die Zahl 
derer, die die AfD als eine normale demo-
kratische Partei ansehen, seit  2016  von 21 
auf 32 Prozent gestiegen. Doch auch hier 
sagt heute noch eine klare Mehrheit von 
54 Prozent, sie hätten Zweifel. Die Zahl 
derjenigen, die ausdrücklich sagen, sie 
hielten die AfD für eine rechtsextreme 
Partei, liegt bei 55 Prozent und damit un-
gefähr auf dem gleichen Niveau wie in den 
Vorjahren. Der Anteil derer, die die Partei 
für eine ernste Gefahr für die Demokratie 
halten, ist seit  2017  von 30 auf 42 Prozent 
gestiegen. Von einer auf breiter Front 
wachsenden Akzeptanz der Partei  ist we-
nig zu erkennen. Auch die Zahl derjeni-
gen, die sagen, für sie käme eine Wahl der 
AfD dezidiert nicht infrage, liegt mit 61 
Prozent auf ungefähr dem gleichen Ni veau 
wie  im vergangenen Jahrzehnt. 

Die Stärke der Partei speist sich nicht 
daraus, dass sie als besonders sympa-
thisch oder gar kompetent wahrgenom-
men wird, sondern  überwiegend aus dem 
Bedürfnis nach Protest gegen die von vie-
len – weit über den Sympathisantenkreis 
der AfD hinaus – als katastrophal emp-
fundene Einwanderungspolitik. Solange 
es der Politik nicht gelingt, dieses Pro -
blem in den Griff zu bekommen, und so-
lange sie nicht aufhört, bei den Bürgern 
den Eindruck zu erwecken, sie behandele 
jeden, der sich wegen der großen Ein-
wandererzahlen Sorgen macht, mit He-
rablassung und moralisierendem Hoch-
mut, werden die Lockrufe der AfD wei -
terhin auf fruchtbaren Boden fallen.

DEUTSCHE FRAGEN – DEUTSCHE ANTWORTEN

Einwanderung stärkt die AfD
Als sympathisch oder gar 
kompetent gilt sie nicht, 
aber als Ventil für Protest

Von Thomas Petersen,

Institut für Demoskopie 

Allensbach

Besser ohne Pathos

Von Daniel Deckers

N
ur wenige Gesetze sind  in jün-
gerer Zeit  so oft wegen verfas-
sungswidriger Vorschriften 

beanstandet worden wie das 1981 in 
Kraft getretene Transsexuellengesetz 
– und gegen wenige Gesetze hat sich 
längst ein  so massiver Widerstand von 
Interessenverbänden aufgebaut wie 
gegen ebenjenes. Die neuen perso-
nenstandsrechtlichen Regelungen, 
mit denen dem Grundrecht auf Ach-
tung der geschlechtlichen Identität 
besser Rechnung getragen werden 
sollen, sind denn auch keiner Laune  
des Augenblicks entsprungen. Und sie 
sind ein Kompromiss zwischen lang 
gehegten Ideen der Grünen und der 
FDP, bei dem vor allem die Freien De-
mokraten zurückstecken mussten. 

Entsprechend unzufrieden sind 
auch die Aktivisten, die in jeder Ein-
schränkung des Wechsels der  Ge-
schlechtszugehörigkeit  von Staats 
wegen   einen Angriff auf elementare 
Freiheitsrechte  sehen. Doch auch ein 
noch so großes Selbstbestimmungs-
pathos kann nicht darüber hinwegge-
hen, dass die Rechtsordnung sicher-
stellen muss, dass eine 
Selbsterklärung nicht missbräuchlich 
erfolgt, etwa um in den Genuss ein-
seitig begünstigender Fördermaß-
nahmen zu kommen oder  Freiheits-
rechte Dritter zu beschränken. Und 
was das Kindeswohl betrifft, so soll-
ten im weiteren parlamentarischen 
Verfahren auch diejenigen Stimmen 
zu Wort kommen, die es aus guten 
Gründen noch immer  wagen, gegen 
die mittlerweile reißende Autono-
mie-Strömung zu schwimmen.  

Familie?

Von Peter Sturm

D
er chinesische Staats- und 
Parteichef ist dafür, den lo-
ckeren Zusammenschluss 

großer Schwellenländer zu erwei-
tern. Xi Jinping möchte die „BRICS-
Familie“, wie er es nennt, vergrö-
ßern. Man darf getrost annehmen, 
dass Xi für sich in dieser „Familie“ 
die Rolle des Oberhaupts vorgesehen 
hat. Und spätestens an diesem Punkt 
wird die Staatengruppe an die Gren-
zen ihrer politischen Möglichkeiten 
stoßen. Zwar ist Russland nicht mehr 
in der Lage, chinesischen Ambitio-
nen auf Führerschaft ernsthaft etwas 
entgegenzusetzen. Aber dass sich In-
dien einem „Familienvater“ Xi Jin-
ping in irgendeiner Weise beugen 
würde, ist undenkbar.

Somit bleibt von dem Gipfeltreffen 
der fünf Staaten in Südafrika der – le-
gitime – Wunsch nach Veränderun-
gen im globalen Mächtegleichge-
wicht. Dem wird sich  auch die 
westliche Welt nicht verschließen, 
wenn sie vernünftig handelt. Zu 
einer solchen Veränderung würde 
aber beispielsweise auch gehören, 
die die Verhältnisse des Jahres 1945 
widerspiegelnden Strukturen des 
UN-Sicherheitsrates zu reformieren. 
Und da kommt der Großmachtegois-
mus derer ins Spiel, die damals mit 
Vetorecht ausgestattet wurden. Wür-
de sich China von, zum Beispiel, Süd-
afrika per Veto von einem seinen In-
teressen dienenden Vorhaben 
abbringen lassen? Es ist in der gro-
ßen Politik wie im wirklichen Leben. 
Besonders eifrig gestritten wird in 
Familien.

Für ein freiheitliches Verständnis von Nachhaltigkeit
Wie können wir nachhaltig leben, ohne unsere individuelle Freiheit innerhalb der sozialen Marktwirtschaft zu beschränken?
„Ökoliberal – Warum Nachhaltigkeit die Freiheit braucht“ denkt in neue Richtungen und bringt Perspektiven zusammen, die
bisher getrennt waren. Philipp Krohn schafft damit ein offenes Angebot, die traditionellen Lager zu verlassen und gemeinsam
eine klimaneutrale Gesellschaft aufzubauen.

Ökoliberal – Warum Nachhaltigkeit die Freiheit braucht
Philipp Krohn
272 Seiten – 24 Euro – ISBN 978-3-96251-150-0
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Sarah JONES Foto dpa

Sarah Jones ist Wissenschaftlerin. 
Das merkt man der Achtundfünfzig-
jährigen sofort an. Unaufgeregt und 
ruhig spricht die neue Präsidentin des 
Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
über  das Wetter,  die Vorhersage, das 
Klima und die Herausforderungen, 
vor denen sie als oberste Meteorolo-
gin des Landes steht. Als erste Frau 
hat die Britin, die inzwischen auch 
die deutsche Staatsangehörigkeit hat, 
das Amt Anfang August übernom-
men – aber auch dieser Umstand ist 
ihr nur eine knappe Bemerkung wert: 
„Als Frau gehe ich vielleicht an be-
stimmte Situationen anders heran. 
Entscheidend sollte aber die Kompe-
tenz in Meteorologie und Klimatolo-
gie sein, die ich mitbringe.“

Wie ihr Vorgänger Gerhard Adrian, 
der nach 13 Jahren an der Spitze der   
in Offenbach angesiedelten Bundes-
behörde mit ihren gut 2200 Mitarbei-
tern  in den Ruhestand trat, ist Jones 
ein von der Wissenschaft geprägter 
Mensch, der mit Bedacht formuliert 
und sich stets an die Fakten hält.  Wie 
ihr Vorgänger hat Jones vor ihrer Be-
rufung zur DWD-Präsidentin seit 
2011 als  Vorstandsmitglied den Ge-
schäftsbereich Forschung und Ent-
wicklung geleitet – als Nachfolgerin 
von Adrian. Und diese personelle 
Kontinuität spiegelt sich auch in ihren 
Aufgaben: Zu ihrem  Arbeitsgebiet als 
Forschungschefin zählte unter ande-
rem die Verbesserung der Wettervor-
hersagen und der Klima- und Umwelt-
Analysen des DWD – Themen, die 
auch jetzt ganz oben auf ihrer Agenda 
stehen. Aus ihrer Sicht müssen die 
Meteorologen die „Werkzeuge“, die 
ihnen  für die Wetter- und Klimapro -
gnose zur Verfügung stehen, kontinu-
ierlich weiterentwickeln.  Dazu zählt 
sie ausdrücklich auch der Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz.

Geboren wurde Sarah Jones 1965 
in Bromborough nahe Liverpool. Sie 
begann ihre wissenschaftliche Aus-
bildung mit dem Physikstudium in 
Birmingham, 1990 wurde sie an der 
Universität Reading im Fach Meteo-
rologie promoviert. Von 1990 an 
arbeitete sie am Meteorologischen 
Institut der Ludwig-Maximilians-
Universität München, wo sie sich 
2003 mit einer Arbeit über tropische 
Tiefdruckgebiete und deren Auswir-
kungen in mittleren Breiten habili-
tierte. Von 2004 bis 2012 lehrte sie 
als Universitätsprofessorin am Karls-
ruher Institut für Technologie. 

Die Mutter zweier Töchter war im 
Laufe ihrer Karriere Mitglied  zahlrei-
cher internationaler Vereinigungen 
und Gremien, zuletzt auch Vorsitzen-
de der wissenschaftlichen Steuerungs-
gruppe des World Weather Research 
Programmes bei der UN-Weltorgani-
sation für Meteorologie. Nicht zuletzt 
deshalb dürfte Bundesverkehrsminis-
ter Volker Wissing (FDP), der als 
Dienstherr für den DWD zuständig 
ist, bei der Berufung von Jones als  
international renommierter und ver-
netzter Meteorologin geschwärmt ha-
ben. PETER BADENHOP

Den Fakten 
verpflichtet

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach/F.A.Z.-Grafik Niebel

Sorgen, gefühlte Apokalypsen und die AfD
Was macht Ihnen hiervon große Sorgen? Frage an Personen, die sich vorstellen 

können, AfD zu wählen: 
Was spricht für die AfD? (Listenvorlage)

in %

Nein

Ja

Steuern wir auf eine ganz große Krise zu,
die nur durch Systemwechsel lösbar ist?

Ist die AfD eine ganz normale Partei?
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rechte AfD-Anhänger

Inflation

Ukrainekrieg

Unberechenbare Welt-/Europalage

Kann Zeichen der Ablehnung der Politik setzen

Nur AfD hat vernünftiges Einwanderungskonzept

Unter anderen Parteien geht Land den Bach runter

AfD-Politiker sprechen so wie normale Leute

Lehne Russlandpolitik der anderen Parteien ab

Flüchtlingszustrom nach Deutschland

Verwicklung in militärische Konflikte

Klimawandel

GesamtJa Nein

CDU/
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Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 4. bis 16. August, 1026 Befragte, gerundete Angaben./F.A.Z.-Grafik Niebel

Die Stärke der Parteien

Grüne

Linke

AfD

CDU/CSU

Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie wählen?
(Zweitstimmen-Ergebnisse in Prozent)
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S
eit einiger Zeit ist  viel über die 
Ursachen des Aufstiegs der AfD 
in  Umfragen spekuliert worden. 
Vertreter von Regierung und Op-

position schieben sich gegenseitig und 
wohl jeweils auch mit einer gewissen Be-
rechtigung die Schuld an der Entwicklung 
zu. Manche, vor allem Vertreter des linken 
Spektrums, warnen vor einem allgemei-
nen Rechtsruck in der Gesellschaft, ande-
re betonen, dass bei Weitem nicht alle 
AfD-Anhänger Rechtsradikale seien und 
stattdessen für viele Bürger Protest gegen 
die etablierten Parteien ein wesentliches 
Motiv sei, sich der AfD zuzuwenden.

Letzteres ist anscheinend tatsächlich 
der Fall, und zwar in einem erheblich grö-
ßeren Ausmaß, als oft angenommen 
wird. Darauf deuten die Ergebnisse der 
aktuellen Repräsentativumfrage des Ins-
tituts für Demoskopie Allensbach im 
Auf trag der F.A.Z. hin.

In diese Umfrage war eine sogenannte 
Rechtsextremismus-Skala integriert. 
Hierbei wurden den Befragten zehn ver-
schiedene politische Aussagen vorgelegt, 
mit der Bitte, anzugeben, ob sie ihnen zu-
stimmen oder nicht. Unter diesen Aus -
sagen befanden sich einige, die politisch 
eher rechte Einstellungen beschrieben, 
wie  „Es gibt zu viele Ausländer in 
Deutschland“ oder „Die Deutschen ha-
ben in der Geschichte mehr geleistet als 
viele andere Völker“, allgemein populis-
tische Positionen wie „Wir leben nur 
scheinbar in einer Demokratie. Tatsäch-
lich haben die Bürger nichts zu sagen“ 
und auch einige Punkte, die Gewalt legi-
timieren wie „Manchmal muss man sich 
gegen die Vertreter des Systems mit Ge-
walt zur Wehr setzen“, außerdem eindeu-
tig rechtsradikale Aussagen wie „Juden 
haben zu viel Macht auf dieser Welt.“ 

Für die Skala ist nicht entscheidend, 
welche der insgesamt zehn Aussagen der 
Befragte konkret auswählt, sondern wie 
viele. Natürlich ist nicht jeder, der meint, 
dass wir nur scheinbar in einer Demo-
kratie leben, allein  deswegen als rechts-
radikal einzuordnen. Aber man wird 
praktisch keinen Rechtsradikalen finden, 
der dieser Aussage nicht zustimmt. 

Wer mindestens sieben der zehn Aussa-
gen in der Skala zustimmt, kann als wahr-
scheinlich rechtsradikal eingestuft werden. 
Wer zwischen vier und sechs Aussagen aus-
wählt, als zwar nicht rechtsradikal im enge-
ren Sinne, aber doch als Person mit ausge-
prägt rechten, teils autoritären Ansichten. 

Nach dem gleichen Prinzip wurde 
auch eine Linksradikalismus-Skala kons -
truiert. Mithilfe dieser beiden Skalen las-
sen sich nun die politische Position und 
der Grad der Radikalität der Befragten 
feststellen, unabhängig von ihrer geäu-
ßerten Parteisympathie. Das Ergebnis 
der entsprechenden Analysen zeigt, dass 
derzeit zwei Prozent der Bevölkerung 
rechtsradikal sind, weitere 12 Prozent 
ha ben ausgeprägt rechte, teils autoritäre 
politische Ansichten. Ihnen stehen am 
anderen Ende des politischen Spektrums 
ein Prozent Links radikale und sieben 
Prozent teilweise autoritär denkende 
ausgeprägt Linke gegenüber.  Diese Zah-
len unterscheiden sich nicht wesentlich 
von denen, die mit dem gleichen Unter-
suchungsinstrument Anfang 2019 ermit-
telt wurden. Die Zahl der Radikalen  hat 
in jüngster Zeit also nicht zugenommen. 
Der Anstieg der Zahl der AfD-Sympathi-
santen muss andere Gründe haben.

Interessant ist  auch ein Blick auf Posi-
tion der AfD-Anhänger auf der Radika-
lismus-Skala: Praktisch alle Rechtsradi-
kalen nannten in der vorliegenden Um -
frage die AfD als die ihnen sympa -
thischste Partei. Unter den AfD-An -
hängern machen sie 13 Prozent aus. Wei -
tere 43 Prozent der Anhänger der Partei 
fallen in die Kategorie der ausgeprägt 
rechts Denkenden. Damit bleiben im-
merhin 44 Prozent übrig, die keine ausge-
prägt rechte politische Position einneh-
men. Was bringt diese Menschen dazu, 
sich dennoch der AfD zuzuwenden?

Aufschluss bietet hier das Ergebnis 
einer Frage nach den aktuell größten Sor-
gen der Menschen. Hier überreichten die 
Interviewer eine Liste mit  20 Punkten zur 

Auswahl. An der Spitze der Rangliste der 
Sorgen standen, wie stets seit vorigem 
Jahr, die Inflation, von der 78 Prozent 
sagten, dass sie ihnen große Sorge ma-
che, und der Krieg in der Ukraine, ge-
nannt von 72 Prozent. Es folgten mit 
61 Prozent der Punkt „Dass die Lage in 
Europa und der Welt immer unberechen-
barer wird“ und eine Reihe von weiteren 
Punkten, von denen jeweils etwa die 
Hälfte der Befragten angab, dass sie ih-
nen große Sorgen machten, unter ihnen 
die wachsende Zahl von Flüchtlingen, 
der Klimawandel und die Kriminalität.

K
ontrastiert man nun die Ant-
worten der AfD-Anhänger, 
die nach der Analyse mithilfe 
der Radikalismus-Skala keine 

ausgeprägt rechte Gesinnung haben, mit 
denen der Gesamtbevölkerung, stechen 
zwei Punkte heraus: Nicht ausgeprägt 
rechte AfD-Anhänger sagten zu 87 Pro-
zent, es mache ihnen große Sorgen, dass 
immer mehr Flüchtlinge nach Deutsch-
land kommen, 31 Prozentpunkte mehr 
als bei der Gesamtbevölkerung,  73 Pro-
zent zeigten sich sehr besorgt darüber, 
„dass Gewalt und Kriminalität zuneh-
men“, das sind 22 Prozentpunkte mehr 
als bei den Befragten insgesamt. Ange-

sichts der Deutlichkeit dieses Ergebnisses 
kann man als sicher annehmen, dass in 
der Einwanderungspolitik und im hier-
mit verbundenen Thema der inneren Si-
cherheit ein Schlüssel zum Verständnis 
des Aufstiegs der AfD liegt. Das in der 
Medienberichterstattung  prominent be-
handelte Thema Klimawandel macht der 
Bevölkerungsgruppe der nicht ausge-
prägt rechten AfD-Anhänger dagegen 
weitaus weniger Sorgen als der Bevölke-
rung insgesamt. Vor diesem Hintergrund 
ist es verständlich, wenn viele dieser 
Menschen glauben, ihre Sorgen würden 
von den Medien nicht ernstgenommen.

Bestätigt wird der Befund durch das 
Ergebnis einer Frage, die denen gestellt 
wurde, die angaben, sie könnten sich vor-
stellen, bei einer der nächsten Wahlen 
die AfD zu wählen, das waren 22 Prozent 
der Befragten. Die Frage lautete: „Aus 
welchen Gründen könnten Sie sich vor-
stellen, die AfD zu wählen, was spricht 
aus Ihrer Sicht für die AfD?“ Unter den 
zur Auswahl gestellten zehn Gründen 
wählten mehr als drei Viertel  (78 Pro-
zent) den Punkt „Mit der Wahl der AfD 
könnte ich ein Zeichen setzen, dass ich 
mit der derzeitigen Politik unzufrieden 
bin“ aus. Jeweils 71 Prozent entschieden 
sich für die Aussagen „Die AfD hat als 

einzige Partei ein vernünftiges Konzept 
für die Einwanderung nach Deutschland“ 
und „Ich habe das Gefühl, unter der Füh-
rung der anderen Parteien geht das Land 
den Bach runter“.  61 Prozent wählten 
den Punkt „Da gibt es noch Politiker, die 
so sprechen wie normale Leute“ aus.

D
eutlich zeichnen sich hier die 
drei wichtigsten inhaltlichen 
Gründe der Hinwendung zur 
AfD ab: Erstens erneut das 

Thema Einwanderung, zweitens eine ge-
wisse apokalyptische Grundeinstellung, 
das Gefühl, die Gesellschaft treibe auf 
eine Katastrophe zu, wenn nicht  ener-
gisch gegengesteuert wird. Dieses Motiv 
ist typisch für die Zuwendung zu radika-
len Bewegungen aller Art, wie man  am 
anderen Ende der politischen Skala auch 
bei der Letzten Generation beobachten 
kann. Wie eng diese apokalyptische 
Grundeinstellung mit der Sympathie für 
die AfD verbunden ist, zeigt auch das Er-
gebnis einer anderen Frage, bei der die 
Zustimmung zu der folgenden Aussage 
erhoben wurde: „Ich bin fest davon über-
zeugt, dass unsere Gesellschaft unauf-
haltsam auf eine ganz große Krise zu-
steuert. Mit den derzeitigen politischen 
Möglichkeiten können wir die Probleme 
nicht lösen. Das schaffen wir nur, wenn 
wir unser politisches System grundlegend 
ändern.“ Dem stimmten in der Umfrage 
30 Prozent der Befragten insgesamt zu, 
aber 62 Prozent der AfD-Anhänger.

Das dritte wichtige Motiv der Zuwen-
dung zur AfD ist  der Eindruck, es mit ei ner 
zunehmend abgehobenen politischen und 
intellektuellen Elite zu tun zu haben, die 
die Sorgen der Bürger nicht mehr versteht 
und auch nicht willens oder in der Lage ist, 
sich mit ihnen zu verständigen. Daraus er-
wächst offenbar bei vielen das Bedürfnis, 
es „denen“ einmal richtig zu zeigen.

Andere Motive wie die Unzufrieden-
heit mit der Russlandpolitik der anderen 
Parteien rangieren deutlich hinter diesen 
drei Punkten. Und dass sie von der AfD 
und ihren Positionen überzeugt seien, 
meinte nur jeder Dritte derer, die sich 
vorstellen können, die Partei zu wählen.

Die Gesamteinstellung  zur AfD hat sich 
in den letzten Jahren weniger geändert, 
als man angesichts der derzeitigen Stärke 
der Partei annehmen könnte. Auf die Fra-
ge „Halten Sie die AfD für eine normale 
demokratische Partei, oder haben Sie da 
Zweifel?“ antworteten jetzt  20 Prozent, sie 
hielten die Partei für demokratisch, 71 
Prozent äußerten Zweifel. Die Zahlen 
unterscheiden sich nicht stark von denen, 
die in den letzten Jahren ermittelt wurden. 
Allerdings ist in Ostdeutschland die Zahl 
derer, die die AfD als eine normale demo-
kratische Partei ansehen, seit  2016  von 21 
auf 32 Prozent gestiegen. Doch auch hier 
sagt heute noch eine klare Mehrheit von 
54 Prozent, sie hätten Zweifel. Die Zahl 
derjenigen, die ausdrücklich sagen, sie 
hielten die AfD für eine rechtsextreme 
Partei, liegt bei 55 Prozent und damit un-
gefähr auf dem gleichen Niveau wie in den 
Vorjahren. Der Anteil derer, die die Partei 
für eine ernste Gefahr für die Demokratie 
halten, ist seit  2017  von 30 auf 42 Prozent 
gestiegen. Von einer auf breiter Front 
wachsenden Akzeptanz der Partei  ist we-
nig zu erkennen. Auch die Zahl derjeni-
gen, die sagen, für sie käme eine Wahl der 
AfD dezidiert nicht infrage, liegt mit 61 
Prozent auf ungefähr dem gleichen Ni veau 
wie  im vergangenen Jahrzehnt. 

Die Stärke der Partei speist sich nicht 
daraus, dass sie als besonders sympa-
thisch oder gar kompetent wahrgenom-
men wird, sondern  überwiegend aus dem 
Bedürfnis nach Protest gegen die von vie-
len – weit über den Sympathisantenkreis 
der AfD hinaus – als katastrophal emp-
fundene Einwanderungspolitik. Solange 
es der Politik nicht gelingt, dieses Pro -
blem in den Griff zu bekommen, und so-
lange sie nicht aufhört, bei den Bürgern 
den Eindruck zu erwecken, sie behandele 
jeden, der sich wegen der großen Ein-
wandererzahlen Sorgen macht, mit He-
rablassung und moralisierendem Hoch-
mut, werden die Lockrufe der AfD wei -
terhin auf fruchtbaren Boden fallen.

DEUTSCHE FRAGEN – DEUTSCHE ANTWORTEN

Einwanderung stärkt die AfD
Als sympathisch oder gar 
kompetent gilt sie nicht, 
aber als Ventil für Protest

Von Thomas Petersen,

Institut für Demoskopie 

Allensbach

Besser ohne Pathos

Von Daniel Deckers

N
ur wenige Gesetze sind  in jün-
gerer Zeit  so oft wegen verfas-
sungswidriger Vorschriften 

beanstandet worden wie das 1981 in 
Kraft getretene Transsexuellengesetz 
– und gegen wenige Gesetze hat sich 
längst ein  so massiver Widerstand von 
Interessenverbänden aufgebaut wie 
gegen ebenjenes. Die neuen perso-
nenstandsrechtlichen Regelungen, 
mit denen dem Grundrecht auf Ach-
tung der geschlechtlichen Identität 
besser Rechnung getragen werden 
sollen, sind denn auch keiner Laune  
des Augenblicks entsprungen. Und sie 
sind ein Kompromiss zwischen lang 
gehegten Ideen der Grünen und der 
FDP, bei dem vor allem die Freien De-
mokraten zurückstecken mussten. 

Entsprechend unzufrieden sind 
auch die Aktivisten, die in jeder Ein-
schränkung des Wechsels der  Ge-
schlechtszugehörigkeit  von Staats 
wegen   einen Angriff auf elementare 
Freiheitsrechte  sehen. Doch auch ein 
noch so großes Selbstbestimmungs-
pathos kann nicht darüber hinwegge-
hen, dass die Rechtsordnung sicher-
stellen muss, dass eine 
Selbsterklärung nicht missbräuchlich 
erfolgt, etwa um in den Genuss ein-
seitig begünstigender Fördermaß-
nahmen zu kommen oder  Freiheits-
rechte Dritter zu beschränken. Und 
was das Kindeswohl betrifft, so soll-
ten im weiteren parlamentarischen 
Verfahren auch diejenigen Stimmen 
zu Wort kommen, die es aus guten 
Gründen noch immer  wagen, gegen 
die mittlerweile reißende Autono-
mie-Strömung zu schwimmen.  

Familie?

Von Peter Sturm

D
er chinesische Staats- und 
Parteichef ist dafür, den lo-
ckeren Zusammenschluss 

großer Schwellenländer zu erwei-
tern. Xi Jinping möchte die „BRICS-
Familie“, wie er es nennt, vergrö-
ßern. Man darf getrost annehmen, 
dass Xi für sich in dieser „Familie“ 
die Rolle des Oberhaupts vorgesehen 
hat. Und spätestens an diesem Punkt 
wird die Staatengruppe an die Gren-
zen ihrer politischen Möglichkeiten 
stoßen. Zwar ist Russland nicht mehr 
in der Lage, chinesischen Ambitio-
nen auf Führerschaft ernsthaft etwas 
entgegenzusetzen. Aber dass sich In-
dien einem „Familienvater“ Xi Jin-
ping in irgendeiner Weise beugen 
würde, ist undenkbar.

Somit bleibt von dem Gipfeltreffen 
der fünf Staaten in Südafrika der – le-
gitime – Wunsch nach Veränderun-
gen im globalen Mächtegleichge-
wicht. Dem wird sich  auch die 
westliche Welt nicht verschließen, 
wenn sie vernünftig handelt. Zu 
einer solchen Veränderung würde 
aber beispielsweise auch gehören, 
die die Verhältnisse des Jahres 1945 
widerspiegelnden Strukturen des 
UN-Sicherheitsrates zu reformieren. 
Und da kommt der Großmachtegois-
mus derer ins Spiel, die damals mit 
Vetorecht ausgestattet wurden. Wür-
de sich China von, zum Beispiel, Süd-
afrika per Veto von einem seinen In-
teressen dienenden Vorhaben 
abbringen lassen? Es ist in der gro-
ßen Politik wie im wirklichen Leben. 
Besonders eifrig gestritten wird in 
Familien.

Für ein freiheitliches Verständnis von Nachhaltigkeit
Wie können wir nachhaltig leben, ohne unsere individuelle Freiheit innerhalb der sozialen Marktwirtschaft zu beschränken?
„Ökoliberal – Warum Nachhaltigkeit die Freiheit braucht“ denkt in neue Richtungen und bringt Perspektiven zusammen, die
bisher getrennt waren. Philipp Krohn schafft damit ein offenes Angebot, die traditionellen Lager zu verlassen und gemeinsam
eine klimaneutrale Gesellschaft aufzubauen.

Ökoliberal – Warum Nachhaltigkeit die Freiheit braucht
Philipp Krohn
272 Seiten – 24 Euro – ISBN 978-3-96251-150-0
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Sarah JONES Foto dpa

Sarah Jones ist Wissenschaftlerin. 
Das merkt man der Achtundfünfzig-
jährigen sofort an. Unaufgeregt und 
ruhig spricht die neue Präsidentin des 
Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
über  das Wetter,  die Vorhersage, das 
Klima und die Herausforderungen, 
vor denen sie als oberste Meteorolo-
gin des Landes steht. Als erste Frau 
hat die Britin, die inzwischen auch 
die deutsche Staatsangehörigkeit hat, 
das Amt Anfang August übernom-
men – aber auch dieser Umstand ist 
ihr nur eine knappe Bemerkung wert: 
„Als Frau gehe ich vielleicht an be-
stimmte Situationen anders heran. 
Entscheidend sollte aber die Kompe-
tenz in Meteorologie und Klimatolo-
gie sein, die ich mitbringe.“

Wie ihr Vorgänger Gerhard Adrian, 
der nach 13 Jahren an der Spitze der   
in Offenbach angesiedelten Bundes-
behörde mit ihren gut 2200 Mitarbei-
tern  in den Ruhestand trat, ist Jones 
ein von der Wissenschaft geprägter 
Mensch, der mit Bedacht formuliert 
und sich stets an die Fakten hält.  Wie 
ihr Vorgänger hat Jones vor ihrer Be-
rufung zur DWD-Präsidentin seit 
2011 als  Vorstandsmitglied den Ge-
schäftsbereich Forschung und Ent-
wicklung geleitet – als Nachfolgerin 
von Adrian. Und diese personelle 
Kontinuität spiegelt sich auch in ihren 
Aufgaben: Zu ihrem  Arbeitsgebiet als 
Forschungschefin zählte unter ande-
rem die Verbesserung der Wettervor-
hersagen und der Klima- und Umwelt-
Analysen des DWD – Themen, die 
auch jetzt ganz oben auf ihrer Agenda 
stehen. Aus ihrer Sicht müssen die 
Meteorologen die „Werkzeuge“, die 
ihnen  für die Wetter- und Klimapro -
gnose zur Verfügung stehen, kontinu-
ierlich weiterentwickeln.  Dazu zählt 
sie ausdrücklich auch der Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz.

Geboren wurde Sarah Jones 1965 
in Bromborough nahe Liverpool. Sie 
begann ihre wissenschaftliche Aus-
bildung mit dem Physikstudium in 
Birmingham, 1990 wurde sie an der 
Universität Reading im Fach Meteo-
rologie promoviert. Von 1990 an 
arbeitete sie am Meteorologischen 
Institut der Ludwig-Maximilians-
Universität München, wo sie sich 
2003 mit einer Arbeit über tropische 
Tiefdruckgebiete und deren Auswir-
kungen in mittleren Breiten habili-
tierte. Von 2004 bis 2012 lehrte sie 
als Universitätsprofessorin am Karls-
ruher Institut für Technologie. 

Die Mutter zweier Töchter war im 
Laufe ihrer Karriere Mitglied  zahlrei-
cher internationaler Vereinigungen 
und Gremien, zuletzt auch Vorsitzen-
de der wissenschaftlichen Steuerungs-
gruppe des World Weather Research 
Programmes bei der UN-Weltorgani-
sation für Meteorologie. Nicht zuletzt 
deshalb dürfte Bundesverkehrsminis-
ter Volker Wissing (FDP), der als 
Dienstherr für den DWD zuständig 
ist, bei der Berufung von Jones als  
international renommierter und ver-
netzter Meteorologin geschwärmt ha-
ben. PETER BADENHOP

Den Fakten 
verpflichtet

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach/F.A.Z.-Grafik Niebel

Sorgen, gefühlte Apokalypsen und die AfD
Was macht Ihnen hiervon große Sorgen? Frage an Personen, die sich vorstellen 

können, AfD zu wählen: 
Was spricht für die AfD? (Listenvorlage)

in %

Nein

Ja

Steuern wir auf eine ganz große Krise zu,
die nur durch Systemwechsel lösbar ist?

Ist die AfD eine ganz normale Partei?
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Bevölkerung gesamt
Nicht ausgeprägt 
rechte AfD-Anhänger

Inflation

Ukrainekrieg

Unberechenbare Welt-/Europalage

Kann Zeichen der Ablehnung der Politik setzen

Nur AfD hat vernünftiges Einwanderungskonzept

Unter anderen Parteien geht Land den Bach runter

AfD-Politiker sprechen so wie normale Leute

Lehne Russlandpolitik der anderen Parteien ab

Flüchtlingszustrom nach Deutschland

Verwicklung in militärische Konflikte

Klimawandel

GesamtJa Nein

CDU/
CSU

SPD Die
Grünen

Die
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AfD

West

Ost

West
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FDP

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 4. bis 16. August, 1026 Befragte, gerundete Angaben./F.A.Z.-Grafik Niebel

Die Stärke der Parteien

Grüne

Linke

AfD

CDU/CSU

Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie wählen?
(Zweitstimmen-Ergebnisse in Prozent)
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S
eit einiger Zeit ist  viel über die 
Ursachen des Aufstiegs der AfD 
in  Umfragen spekuliert worden. 
Vertreter von Regierung und Op-

position schieben sich gegenseitig und 
wohl jeweils auch mit einer gewissen Be-
rechtigung die Schuld an der Entwicklung 
zu. Manche, vor allem Vertreter des linken 
Spektrums, warnen vor einem allgemei-
nen Rechtsruck in der Gesellschaft, ande-
re betonen, dass bei Weitem nicht alle 
AfD-Anhänger Rechtsradikale seien und 
stattdessen für viele Bürger Protest gegen 
die etablierten Parteien ein wesentliches 
Motiv sei, sich der AfD zuzuwenden.

Letzteres ist anscheinend tatsächlich 
der Fall, und zwar in einem erheblich grö-
ßeren Ausmaß, als oft angenommen 
wird. Darauf deuten die Ergebnisse der 
aktuellen Repräsentativumfrage des Ins-
tituts für Demoskopie Allensbach im 
Auf trag der F.A.Z. hin.

In diese Umfrage war eine sogenannte 
Rechtsextremismus-Skala integriert. 
Hierbei wurden den Befragten zehn ver-
schiedene politische Aussagen vorgelegt, 
mit der Bitte, anzugeben, ob sie ihnen zu-
stimmen oder nicht. Unter diesen Aus -
sagen befanden sich einige, die politisch 
eher rechte Einstellungen beschrieben, 
wie  „Es gibt zu viele Ausländer in 
Deutschland“ oder „Die Deutschen ha-
ben in der Geschichte mehr geleistet als 
viele andere Völker“, allgemein populis-
tische Positionen wie „Wir leben nur 
scheinbar in einer Demokratie. Tatsäch-
lich haben die Bürger nichts zu sagen“ 
und auch einige Punkte, die Gewalt legi-
timieren wie „Manchmal muss man sich 
gegen die Vertreter des Systems mit Ge-
walt zur Wehr setzen“, außerdem eindeu-
tig rechtsradikale Aussagen wie „Juden 
haben zu viel Macht auf dieser Welt.“ 

Für die Skala ist nicht entscheidend, 
welche der insgesamt zehn Aussagen der 
Befragte konkret auswählt, sondern wie 
viele. Natürlich ist nicht jeder, der meint, 
dass wir nur scheinbar in einer Demo-
kratie leben, allein  deswegen als rechts-
radikal einzuordnen. Aber man wird 
praktisch keinen Rechtsradikalen finden, 
der dieser Aussage nicht zustimmt. 

Wer mindestens sieben der zehn Aussa-
gen in der Skala zustimmt, kann als wahr-
scheinlich rechtsradikal eingestuft werden. 
Wer zwischen vier und sechs Aussagen aus-
wählt, als zwar nicht rechtsradikal im enge-
ren Sinne, aber doch als Person mit ausge-
prägt rechten, teils autoritären Ansichten. 

Nach dem gleichen Prinzip wurde 
auch eine Linksradikalismus-Skala kons -
truiert. Mithilfe dieser beiden Skalen las-
sen sich nun die politische Position und 
der Grad der Radikalität der Befragten 
feststellen, unabhängig von ihrer geäu-
ßerten Parteisympathie. Das Ergebnis 
der entsprechenden Analysen zeigt, dass 
derzeit zwei Prozent der Bevölkerung 
rechtsradikal sind, weitere 12 Prozent 
ha ben ausgeprägt rechte, teils autoritäre 
politische Ansichten. Ihnen stehen am 
anderen Ende des politischen Spektrums 
ein Prozent Links radikale und sieben 
Prozent teilweise autoritär denkende 
ausgeprägt Linke gegenüber.  Diese Zah-
len unterscheiden sich nicht wesentlich 
von denen, die mit dem gleichen Unter-
suchungsinstrument Anfang 2019 ermit-
telt wurden. Die Zahl der Radikalen  hat 
in jüngster Zeit also nicht zugenommen. 
Der Anstieg der Zahl der AfD-Sympathi-
santen muss andere Gründe haben.

Interessant ist  auch ein Blick auf Posi-
tion der AfD-Anhänger auf der Radika-
lismus-Skala: Praktisch alle Rechtsradi-
kalen nannten in der vorliegenden Um -
frage die AfD als die ihnen sympa -
thischste Partei. Unter den AfD-An -
hängern machen sie 13 Prozent aus. Wei -
tere 43 Prozent der Anhänger der Partei 
fallen in die Kategorie der ausgeprägt 
rechts Denkenden. Damit bleiben im-
merhin 44 Prozent übrig, die keine ausge-
prägt rechte politische Position einneh-
men. Was bringt diese Menschen dazu, 
sich dennoch der AfD zuzuwenden?

Aufschluss bietet hier das Ergebnis 
einer Frage nach den aktuell größten Sor-
gen der Menschen. Hier überreichten die 
Interviewer eine Liste mit  20 Punkten zur 

Auswahl. An der Spitze der Rangliste der 
Sorgen standen, wie stets seit vorigem 
Jahr, die Inflation, von der 78 Prozent 
sagten, dass sie ihnen große Sorge ma-
che, und der Krieg in der Ukraine, ge-
nannt von 72 Prozent. Es folgten mit 
61 Prozent der Punkt „Dass die Lage in 
Europa und der Welt immer unberechen-
barer wird“ und eine Reihe von weiteren 
Punkten, von denen jeweils etwa die 
Hälfte der Befragten angab, dass sie ih-
nen große Sorgen machten, unter ihnen 
die wachsende Zahl von Flüchtlingen, 
der Klimawandel und die Kriminalität.

K
ontrastiert man nun die Ant-
worten der AfD-Anhänger, 
die nach der Analyse mithilfe 
der Radikalismus-Skala keine 

ausgeprägt rechte Gesinnung haben, mit 
denen der Gesamtbevölkerung, stechen 
zwei Punkte heraus: Nicht ausgeprägt 
rechte AfD-Anhänger sagten zu 87 Pro-
zent, es mache ihnen große Sorgen, dass 
immer mehr Flüchtlinge nach Deutsch-
land kommen, 31 Prozentpunkte mehr 
als bei der Gesamtbevölkerung,  73 Pro-
zent zeigten sich sehr besorgt darüber, 
„dass Gewalt und Kriminalität zuneh-
men“, das sind 22 Prozentpunkte mehr 
als bei den Befragten insgesamt. Ange-

sichts der Deutlichkeit dieses Ergebnisses 
kann man als sicher annehmen, dass in 
der Einwanderungspolitik und im hier-
mit verbundenen Thema der inneren Si-
cherheit ein Schlüssel zum Verständnis 
des Aufstiegs der AfD liegt. Das in der 
Medienberichterstattung  prominent be-
handelte Thema Klimawandel macht der 
Bevölkerungsgruppe der nicht ausge-
prägt rechten AfD-Anhänger dagegen 
weitaus weniger Sorgen als der Bevölke-
rung insgesamt. Vor diesem Hintergrund 
ist es verständlich, wenn viele dieser 
Menschen glauben, ihre Sorgen würden 
von den Medien nicht ernstgenommen.

Bestätigt wird der Befund durch das 
Ergebnis einer Frage, die denen gestellt 
wurde, die angaben, sie könnten sich vor-
stellen, bei einer der nächsten Wahlen 
die AfD zu wählen, das waren 22 Prozent 
der Befragten. Die Frage lautete: „Aus 
welchen Gründen könnten Sie sich vor-
stellen, die AfD zu wählen, was spricht 
aus Ihrer Sicht für die AfD?“ Unter den 
zur Auswahl gestellten zehn Gründen 
wählten mehr als drei Viertel  (78 Pro-
zent) den Punkt „Mit der Wahl der AfD 
könnte ich ein Zeichen setzen, dass ich 
mit der derzeitigen Politik unzufrieden 
bin“ aus. Jeweils 71 Prozent entschieden 
sich für die Aussagen „Die AfD hat als 

einzige Partei ein vernünftiges Konzept 
für die Einwanderung nach Deutschland“ 
und „Ich habe das Gefühl, unter der Füh-
rung der anderen Parteien geht das Land 
den Bach runter“.  61 Prozent wählten 
den Punkt „Da gibt es noch Politiker, die 
so sprechen wie normale Leute“ aus.

D
eutlich zeichnen sich hier die 
drei wichtigsten inhaltlichen 
Gründe der Hinwendung zur 
AfD ab: Erstens erneut das 

Thema Einwanderung, zweitens eine ge-
wisse apokalyptische Grundeinstellung, 
das Gefühl, die Gesellschaft treibe auf 
eine Katastrophe zu, wenn nicht  ener-
gisch gegengesteuert wird. Dieses Motiv 
ist typisch für die Zuwendung zu radika-
len Bewegungen aller Art, wie man  am 
anderen Ende der politischen Skala auch 
bei der Letzten Generation beobachten 
kann. Wie eng diese apokalyptische 
Grundeinstellung mit der Sympathie für 
die AfD verbunden ist, zeigt auch das Er-
gebnis einer anderen Frage, bei der die 
Zustimmung zu der folgenden Aussage 
erhoben wurde: „Ich bin fest davon über-
zeugt, dass unsere Gesellschaft unauf-
haltsam auf eine ganz große Krise zu-
steuert. Mit den derzeitigen politischen 
Möglichkeiten können wir die Probleme 
nicht lösen. Das schaffen wir nur, wenn 
wir unser politisches System grundlegend 
ändern.“ Dem stimmten in der Umfrage 
30 Prozent der Befragten insgesamt zu, 
aber 62 Prozent der AfD-Anhänger.

Das dritte wichtige Motiv der Zuwen-
dung zur AfD ist  der Eindruck, es mit ei ner 
zunehmend abgehobenen politischen und 
intellektuellen Elite zu tun zu haben, die 
die Sorgen der Bürger nicht mehr versteht 
und auch nicht willens oder in der Lage ist, 
sich mit ihnen zu verständigen. Daraus er-
wächst offenbar bei vielen das Bedürfnis, 
es „denen“ einmal richtig zu zeigen.

Andere Motive wie die Unzufrieden-
heit mit der Russlandpolitik der anderen 
Parteien rangieren deutlich hinter diesen 
drei Punkten. Und dass sie von der AfD 
und ihren Positionen überzeugt seien, 
meinte nur jeder Dritte derer, die sich 
vorstellen können, die Partei zu wählen.

Die Gesamteinstellung  zur AfD hat sich 
in den letzten Jahren weniger geändert, 
als man angesichts der derzeitigen Stärke 
der Partei annehmen könnte. Auf die Fra-
ge „Halten Sie die AfD für eine normale 
demokratische Partei, oder haben Sie da 
Zweifel?“ antworteten jetzt  20 Prozent, sie 
hielten die Partei für demokratisch, 71 
Prozent äußerten Zweifel. Die Zahlen 
unterscheiden sich nicht stark von denen, 
die in den letzten Jahren ermittelt wurden. 
Allerdings ist in Ostdeutschland die Zahl 
derer, die die AfD als eine normale demo-
kratische Partei ansehen, seit  2016  von 21 
auf 32 Prozent gestiegen. Doch auch hier 
sagt heute noch eine klare Mehrheit von 
54 Prozent, sie hätten Zweifel. Die Zahl 
derjenigen, die ausdrücklich sagen, sie 
hielten die AfD für eine rechtsextreme 
Partei, liegt bei 55 Prozent und damit un-
gefähr auf dem gleichen Niveau wie in den 
Vorjahren. Der Anteil derer, die die Partei 
für eine ernste Gefahr für die Demokratie 
halten, ist seit  2017  von 30 auf 42 Prozent 
gestiegen. Von einer auf breiter Front 
wachsenden Akzeptanz der Partei  ist we-
nig zu erkennen. Auch die Zahl derjeni-
gen, die sagen, für sie käme eine Wahl der 
AfD dezidiert nicht infrage, liegt mit 61 
Prozent auf ungefähr dem gleichen Ni veau 
wie  im vergangenen Jahrzehnt. 

Die Stärke der Partei speist sich nicht 
daraus, dass sie als besonders sympa-
thisch oder gar kompetent wahrgenom-
men wird, sondern  überwiegend aus dem 
Bedürfnis nach Protest gegen die von vie-
len – weit über den Sympathisantenkreis 
der AfD hinaus – als katastrophal emp-
fundene Einwanderungspolitik. Solange 
es der Politik nicht gelingt, dieses Pro -
blem in den Griff zu bekommen, und so-
lange sie nicht aufhört, bei den Bürgern 
den Eindruck zu erwecken, sie behandele 
jeden, der sich wegen der großen Ein-
wandererzahlen Sorgen macht, mit He-
rablassung und moralisierendem Hoch-
mut, werden die Lockrufe der AfD wei -
terhin auf fruchtbaren Boden fallen.

DEUTSCHE FRAGEN – DEUTSCHE ANTWORTEN

Einwanderung stärkt die AfD
Als sympathisch oder gar 
kompetent gilt sie nicht, 
aber als Ventil für Protest

Von Thomas Petersen,

Institut für Demoskopie 

Allensbach

Besser ohne Pathos

Von Daniel Deckers

N
ur wenige Gesetze sind  in jün-
gerer Zeit  so oft wegen verfas-
sungswidriger Vorschriften 

beanstandet worden wie das 1981 in 
Kraft getretene Transsexuellengesetz 
– und gegen wenige Gesetze hat sich 
längst ein  so massiver Widerstand von 
Interessenverbänden aufgebaut wie 
gegen ebenjenes. Die neuen perso-
nenstandsrechtlichen Regelungen, 
mit denen dem Grundrecht auf Ach-
tung der geschlechtlichen Identität 
besser Rechnung getragen werden 
sollen, sind denn auch keiner Laune  
des Augenblicks entsprungen. Und sie 
sind ein Kompromiss zwischen lang 
gehegten Ideen der Grünen und der 
FDP, bei dem vor allem die Freien De-
mokraten zurückstecken mussten. 

Entsprechend unzufrieden sind 
auch die Aktivisten, die in jeder Ein-
schränkung des Wechsels der  Ge-
schlechtszugehörigkeit  von Staats 
wegen   einen Angriff auf elementare 
Freiheitsrechte  sehen. Doch auch ein 
noch so großes Selbstbestimmungs-
pathos kann nicht darüber hinwegge-
hen, dass die Rechtsordnung sicher-
stellen muss, dass eine 
Selbsterklärung nicht missbräuchlich 
erfolgt, etwa um in den Genuss ein-
seitig begünstigender Fördermaß-
nahmen zu kommen oder  Freiheits-
rechte Dritter zu beschränken. Und 
was das Kindeswohl betrifft, so soll-
ten im weiteren parlamentarischen 
Verfahren auch diejenigen Stimmen 
zu Wort kommen, die es aus guten 
Gründen noch immer  wagen, gegen 
die mittlerweile reißende Autono-
mie-Strömung zu schwimmen.  

Familie?

Von Peter Sturm

D
er chinesische Staats- und 
Parteichef ist dafür, den lo-
ckeren Zusammenschluss 

großer Schwellenländer zu erwei-
tern. Xi Jinping möchte die „BRICS-
Familie“, wie er es nennt, vergrö-
ßern. Man darf getrost annehmen, 
dass Xi für sich in dieser „Familie“ 
die Rolle des Oberhaupts vorgesehen 
hat. Und spätestens an diesem Punkt 
wird die Staatengruppe an die Gren-
zen ihrer politischen Möglichkeiten 
stoßen. Zwar ist Russland nicht mehr 
in der Lage, chinesischen Ambitio-
nen auf Führerschaft ernsthaft etwas 
entgegenzusetzen. Aber dass sich In-
dien einem „Familienvater“ Xi Jin-
ping in irgendeiner Weise beugen 
würde, ist undenkbar.

Somit bleibt von dem Gipfeltreffen 
der fünf Staaten in Südafrika der – le-
gitime – Wunsch nach Veränderun-
gen im globalen Mächtegleichge-
wicht. Dem wird sich  auch die 
westliche Welt nicht verschließen, 
wenn sie vernünftig handelt. Zu 
einer solchen Veränderung würde 
aber beispielsweise auch gehören, 
die die Verhältnisse des Jahres 1945 
widerspiegelnden Strukturen des 
UN-Sicherheitsrates zu reformieren. 
Und da kommt der Großmachtegois-
mus derer ins Spiel, die damals mit 
Vetorecht ausgestattet wurden. Wür-
de sich China von, zum Beispiel, Süd-
afrika per Veto von einem seinen In-
teressen dienenden Vorhaben 
abbringen lassen? Es ist in der gro-
ßen Politik wie im wirklichen Leben. 
Besonders eifrig gestritten wird in 
Familien.
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